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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.04.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2018/19/0643 

Rechtssatz 

Nichtstattgebung - Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und FPG - 

Der Revisionswerber wurde  vom Landesgericht für Strafsachen Wien mit Urteil vom 22. März 2018 wegen des 
Vergehens des Suchtgifthandels nach § 28a Abs. 1 fünfter Fall, Abs. 3 erster Fall SMG zu einer Freiheitsstrafe 
von 15 Monaten, wovon zehn Monate bedingt nachgesehen wurden, rechtskräftig verurteilt. Vor dem 
Hintergrund, dass die Suchtgiftdelinquenz ein besonders verpöntes Fehlverhalten darstellt, bei dem 
erfahrungsgemäß eine hohe Wiederholungsgefahr gegeben ist und an dessen Verhinderung ein besonders großes 
öffentliches Interesse besteht, stehen der beantragten Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingende 
öffentliche Interessen entgegen. 
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